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n och ist deutschland mit 
der bewältigung der 
corona-Pandemie 
beschäftigt. angesichts 
eines fortschreitenden 

anteils Geimpfter und Genesener an der 
bevölkerung ist aber ein ende  absehbar. 
Umso mehr kann sich die neue bundes-
regierung jenen aufgaben widmen, die 
deutschland auch nach der Pandemie 
beschäftigen werden: demographischer 
Wandel, Klimaschutz und digitalisie-
rung. Keines dieser Themen ist neu. die 
damit verbundenen herausforderungen 
dürften aber schon bald deutlich spürba-
rer werden als bisher. die Zeit, in der die 
Politik diesen Themen mit mangelnder 
Konsequenz und Konsistenz begegnen 
konnte, geht zu ende.

dass die Politik antworten auf den 
demographischen Wandel finden muss, 
insbesondere auf die alterung der 
Gesellschaft,  ist im Grunde schon seit 
dem drastischen rückgang der Geburten 
in den 1970er-Jahren bekannt. bislang 
hat der demographische Wandel aber 
gesamtgesellschaftlich und insbesondere 
finanzpolitisch eher zu einer entlastung 
als zu einer belastung geführt. Während 
die geburtenstarken Jahrgänge im 
erwerbsleben standen und zur Finanzie-
rung der öffentlichen haushalte beitru-
gen, war die anzahl der noch nicht oder 
nicht mehr erwerbstätigen Personen ver-
gleichsweise gering. 

mit dem anstehenden eintritt der 
geburtenstarken Jahrgänge in den ruhe-
stand und mit dem nachrücken gebur-
tenschwacher Jahrgänge ins erwerbsle-
ben wird sich diese relation in den 
nächsten Jahren dramatisch verschieben. 
in Zukunft werden deutlich weniger 
erwerbstätige steuer- und beitragszahler 
einer deutlich höheren anzahl von emp-
fängern öffentlicher leistungen gegen-
überstehen. Verstärkt wird diese ent-
wicklung durch eine – durchaus erfreuli-
che – Zunahme der lebenserwartung.

auch das Thema Klimaschutz hat eine 
lange Geschichte. die extremwetter-
ereignisse im Juli haben aber einen aktuel-
len Vorgeschmack darauf geliefert, welche 
Veränderungen der Klimawandel in 
deutschland auslösen dürfte. Zwar sollte 
man klimatische Veränderungen nicht am 
aktuellen Wetter festmachen. Über-
schwemmungen wie jüngst in nordrhein-
Westfalen und rheinland-Pfalz gab es 
schon in der Vergangenheit. Klimastudien 
lassen jedoch kaum einen Zweifel daran, 
dass sich solche ereignisse in Zukunft in 
deutschland häufen werden. 

anders als im Umgang mit dem demo-
graphischen Wandel hat die deutsche 
Politik auf den Klimawandel in jüngerer 
Zeit mit bemerkenswertem aktionismus 
reagiert. Für die sogenannte energie-
wende sind in den vergangenen beiden 
Jahrzehnten mehrere hundert milliar-
den euro an subventionen gef lossen. 
die erfolge dieser Klimastrategie dürf-
ten aber überschaubar bleiben, denn 
weder Klima noch Wetter werden in 
nationalen Grenzen bestimmt.

auch die Konsequenzen der digitali-
sierung –  oder genauer: der fehlenden 
digitalisierung – hat die deutsche bevöl-
kerung in jüngster Zeit zu spüren 
bekommen. die corona-Pandemie hat 
die Kosten einer verfehlten digitalisie-
rungsstrategie schonungslos offenge-
legt. mit einer systematischen digitalen 
nachverfolgung von corona-infektio-
nen wie etwa in südkorea hätten infek-
tionsketten deutlich schneller durchbro-
chen werden können. aus datenschutz-
gründen wurde aber weitgehend auf eine 
digitale nachverfolgung verzichtet. 
stattdessen hat man sich auf hand-
schriftliche einträge in Papierlisten 
gestützt, die von Gesundheitsämtern 
allein schon deshalb kaum ausgewertet 
wurden, weil die handschriften nicht 
entziffert werden konnten.

Wie beim Klimaschutz scheint die 
deutsche Politik beim Thema digitali-
sierung vor allem darauf zu vertrauen, 
dass viel öffentliches Geld viel hilft. der 
erfolg der digitalisierungsstrategie wird 
insbesondere daran festgemacht, dass 
selbst die entfernteste region mit breit-
bandanschluss versorgt wird, alle schu-
len mit smartboards ausgerüstet werden 
und möglichst jedem schulkind ein Tab-
let an die hand gegeben wird. 

digitalisierung hat aber nicht nur mit 
infrastruktur zu tun. sie erfordert nicht 
zuletzt einen kulturellen Wandel und 
eine neuorganisation von abläufen 
innerhalb von privaten und öffentlichen 
institutionen. selbstverständlich ver-
langt digitalisierung einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit daten. dabei 
sollte aber nicht aus dem blick geraten, 
welche chancen die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche nutzung von infor-
mationen mit sich bringt. Wenn digitale 
Geschäftsmodelle unterbunden werden, 
digitalen Unternehmen der marktzu-
tritt erschwert wird und sich bundes- 
und landesdatenschutzbeauftragte 
einen Wettbewerb darum liefern, wem 
die restriktivsten maßnahmen zum 
datenschutz einfallen, werden sich 
öffentliche investitionen in die digitale 
infrastruktur als wenig produktiv ent-
puppen. Was nutzen schließlich schnel-
les internet und moderne endgeräte, 
wenn deren nutzung immer weiter ein-
geschränkt wird?

Wie sollte sich die neue bundesregie-
rung den drei Themen demographie, 
Klima und digitalisierung stellen? bei der 
demographie hat die Politik die Zeichen 
der Zeit am wenigsten erkannt. der 
demographische Wandel wird insbeson-
dere die gesetzliche rentenversicherung 
belasten. deshalb erscheint es fast unver-
antwortlich, zusätzliche leistungen wie 
einen weiteren ausbau der mütterrente in 
aussicht zu stellen. die neue bundesre-
gierung muss sich mit der Frage befassen, 
wie sie die beitragsseite der rentenversi-
cherung nachhaltig stärken will. neue 
ausgaben zu definieren würde die Finan-
zierung der gesetzlichen rentenversiche-
rung dagegen weiter destabilisieren.

der demographische Wandel wird den 
altenquotienten, das heißt das Verhältnis 
der anzahl der nicht mehr im erwerbsfä-
higen alter befindlichen Personen zur 
anzahl der Personen im erwerbsfähigen 
alter, in den nächsten Jahren stark stei-
gen lassen. eng verbunden mit dem 
altenquotienten ist der rentnerquotient, 
der die anzahl der rentner zur anzahl 
der beitragszahler ins Verhältnis setzt. 
eine finanziell stabile rentenversiche-
rung erfordert, dass der rentnerquotient 
nicht zu stark steigt. Vereinfacht ausge-
drückt, stabilisiert ein geringerer rent-

nerquotient die Finanzierung der ren-
tenversicherung, und ein höherer desta-
bilisiert sie. den rentnerquotienten 
kann die Politik beeinf lussen. ansatz-
punkte sind eine steigerung der 
erwerbsbeteiligung, die ausdehnung des 
Versichertenkreises, eine verstärkte 
Zuwanderung von erwerbsfähigen Per-
sonen und ein höheres gesetzliches ren-
teneintrittsalter. 

höhere erwerbsbeteiligung und ein 
größerer Versichertenkreis senken den 
rentnerquotienten, indem sie die anzahl 
der beitragszahler erhöhen. Keines von 
beidem kann aber den demographisch 
bedingten, stetigen anstieg des rentner-
quotienten verhindern, weil die 
erwerbsbevölkerung dadurch nicht 
dauerhaft anwächst. auch die Zuwande-
rung von Personen im erwerbsfähigen 
alter kann die anzahl der beitragszahler 
erhöhen. sie ist zudem geeignet, die 
rentenversicherung dauerhaft zu entlas-
ten. dazu wäre aber eine deutlich höhere 
nettozuwanderung nach deutschland 
nötig als heute – und eine erfolgreiche 
integration der Zuwanderer.

eine sehr wirksame maßnahme zur 
finanziellen stabilisierung der renten-
versicherung ist die erhöhung des 
gesetzlichen renteneintrittsalters. sie 

reduziert die anzahl der empfänger und 
erhöht gleichzeitig die anzahl der bei-
tragszahler. mit einem höheren renten-
eintrittsalter lassen sich insbesondere die 
finanziellen Folgen einer steigenden 
lebenserwartung abfedern. die regel-
altersgrenze sollte deshalb an die ent-
wicklung der lebenserwartung gekop-
pelt werden, sodass eine höhere lebens-
erwartung automatisch zu einer längeren 
lebensarbeitszeit führt. Würde jede wei-
tere erhöhung der lebenserwartung zu 
zwei dritteln auf eine höhere lebens-
arbeitszeit und zu einem drittel auf eine 
längere rentenbezugsdauer entfallen, so 
ließe sich die Finanzierung der gesetzli-
chen rentenversicherung damit erheb-
lich stabilisieren.

Für den schutz des Klimas hat die  
Politik in deutschland, anders als für die 
stabilisierung des rentensystems ange-
sichts des demographischen Wandels,  in 
den vergangenen Jahrzehnten einiges 
unternommen. das darf man für  erstaun-
lich halten, denn dem demographischen 
Wandel in deutschland lässt sich  deut-
lich besser mit nationalen maßnahmen 
begegnen als der Veränderung des globa-
len Klimas. Für die Wirksamkeit klima-
politischer maßnahmen ist dagegen ent-
scheidend, dass global weniger Treib-

hausgase emittiert werden. Wenn lokal 
weniger emittiert wird, zugleich aber 
anderswo anreize für zusätzliche emis-
sionen entstehen, ist für das Klima nichts 
gewonnen.

an dieser einfachen einsicht gemes-
sen, hat deutschland in den vergangenen 
Jahrzehnten trotz hoher ausgaben wenig 
für den Klimaschutz erreicht. das hat 
insbesondere mit zwei Unzulänglichkei-
ten der deutschen Klimapolitik zu tun. 
Zum einen ist die deutsche Klimapolitik 
noch immer unzureichend mit der euro-
päischen Klimapolitik verzahnt. das hat 
dazu geführt, dass sich klimapolitische 
maßnahmen teilweise wechselseitig 
neutralisieren. Wenn beispielsweise 
europaweit emissionen von Treibhaus-
gasen begrenzt und emissionsrechte 
gehandelt werden, deutschland aber 
zugleich emissionsarme Technologien 
subventioniert, hat das zur Folge, dass in 
deutschland weniger emissionsrechte 
nachgefragt werden, der Preis dafür sinkt 
und deshalb anderswo in europa mehr 
Treibhausgase emittiert werden können.

Zum anderen wird die deutsche Kli-
mapolitik zu sehr von der Wunschvor-
stellung geleitet, deutschland könne 
durch nationale emissionseinsparungen 
direkt einen substanziellen beitrag 

gegen die Klimaerwärmung leisten. 
erstens ist deutschland dafür trotz sei-
ner wirtschaftlichen bedeutung zu 
klein. der gegenwärtige anteil 
deutschlands an den weltweiten co2-
emissionen liegt bei weniger als  zwei 
Prozent. selbst wenn emissionseinspa-
rungen in deutschland einen messbaren 
effekt auf das globale Klima hätten, 
wäre zweitens fraglich, ob deutschland 
als Vorreiter andere länder zu einer kli-
mafreundlicheren Politik bewegen wür-
de. es könnten im Gegenteil andernorts 
anreize entstehen, sich beim Klima-
schutz eher zurückzuhalten. Zudem 
laden die hohen ausgaben, die deutsch-
land für die Klimapolitik aufwendet, 
andere länder nicht gerade dazu ein, 
diese Politik nachzuahmen.

das soll nicht bedeuten, dass deutsch-
land keinen wichtigen beitrag gegen die 
erderwärmung leisten kann. eine effizi-
ente Klimapolitik erfordert aber erstens 
eine bessere internationale und europäi-
sche abstimmung. Zweitens sollte sich 
deutschland in der Klimapolitik mehr 
auf seine stärken besinnen. dazu gehört 
die innovationskraft seiner Unterneh-
men. auch in der corona-Krise hat der 
rest der Welt nicht unbedingt davon 
profitiert, dass die deutsche Politik ein 
nachahmenswertes beispiel für Pande-
miebewältigung geliefert hat. der globa-
le beitrag deutschlands lag vielmehr 
darin, dass hier ein hochwirksamer impf-
stoff entwickelt wurde. 

die aufgabe der Klimapolitik sollte es  
sein, innovationsfreundliche rahmenbe-
dingungen für neue Klimatechnologien 
zu schaffen. das gelingt nicht dadurch, 
dass selektiv einzelne Technologien 
staatlich gefördert werden. notwendig 
ist vielmehr ein möglichst technologieof-
fener Wettbewerb, in dem sich die effizi-
entesten Technologien durchsetzen.

innovationsfreundliche rahmenbe-
dingungen gehören auch zu einer erfolg-
reichen digitalisierungsstrategie. die 
neue bundesregierung sollte möglichst 
bald eine sachverständigenkommission 
einberufen, die Vorschläge dafür entwi-
ckelt. Zentrales element einer erfolgrei-
chen digitalisierungsstrategie ist ein 
innovationsfreundliches datenrecht. 
Zwar sind auch öffentliche investitionen 
in die digitalisierung notwendig. der 
staat sollte aber insbesondere dafür sor-
gen, günstige bedingungen für private 
investitionen zu schaffen. Verbotsorien-
tierte regulierungen, mit denen digitale 
Geschäftsmodelle eingeschränkt werden, 
wirken investitionshemmend.

Zu einer erfolgreichen digitalisie-
rungsstrategie gehören deutschlandweite 
oder noch besser europaweite digitale 
standards. Gegenüber den Usa und 
china ist deutschland aufgrund der 
geringeren nutzerreichweite digitaler 
angebote naturgemäß im nachteil. 
Umso wichtiger ist es, einer Zersplitte-
rung des europäischen marktes durch 
einheitliche standards für digitale 
dienstleistungen entgegenzuwirken. 
das gegenwärtige nebeneinander einer 
Vielzahl von corona-apps hat eindrück-
lich gezeigt, welche nachteile entstehen, 
wenn es einzelnen digitalen angeboten 
an nutzerreichweite fehlt.

demographischer Wandel, Klima-
schutz und digitalisierung werden in den 
nächsten Jahren erhebliche öffentliche 
und private ressourcen in anspruch neh-
men. die neue bundesregierung muss 
deshalb sorge dafür tragen, dass der staat-
liche haushalt solide finanziert wird, 
ohne den privaten sektor zu stark zu 
belasten. hohe öffentliche schulden 
erfordern eine auf Wachstum ausgerich-
tete Finanzpolitik. die neue bundesre-
gierung sollte nicht der Versuchung erlie-
gen, die öffentlichen haushalte durch 
steuererhöhungen zu konsolidieren. 
dadurch würde deutschland weiter an 
standortattraktivität und Wachstumsdy-
namik verlieren. Um ein investitions- und 
innovationsfreundliches Klima zu schaf-
fen, sollte die neue bundesregierung viel-
mehr eine Verbesserung der steuerlichen 
abschreibungen und eine erleichterung 
der steuerlichen Verlustverrechnung auf 
den Weg bringen. damit würden sich ins-
besondere für junge, innovationsintensive 
Unternehmen die rahmenbedingungen 
verbessern. durch innovation kann 
deutschland die kommenden herausfor-
derungen meistern.

  Anleitung zum
regieren

die nächste bundesregierung bekommt viel zu tun:
Wie wird die rente sicher? Wie lässt sich das Klima schützen? 

Wie geht es mit der digitalisierung voran?
der Kronberger Kreis hat  ein paar Vorschläge.
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